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EINFUHRENDE BESTIMMUNGEN

DAS VIAC
Artikel 1

(1) Das Internationale Schiedsgericht der Wirtschaftskammer
Osterreich in Wien (Vienna International Arbitral Centre, im
folgenden ,VIAC“ oder ,Schiedsgerichtszentrum®) verwaltet
Schiedsverfahren, die gemaR der Vereinbarung der Parteien nach
der Schiedsordnung des VIAC (im folgenden ,Wiener Regeln”)
durchzufiihren sind, wenn mindestens eine Partei zum Zeitpunkt
des Abschlusses dieser Vereinbarung ihren Sitz oder gewohnlichen
Aufenthalt auRerhalb Osterreichs hatte.

Die Zustandigkeit eines nach den Wiener Regeln zu konstitu-
ierenden Schiedsgerichts kann auch von Parteien mit Sitz oder
gewdhnlichem Aufenthalt in Osterreich fiir die Erledigung von
Streitigkeiten internationalen Charakters vereinbart werden.

(2) Haben die Parteien die Zustindigkeit eines nach den

Wiener Regeln zu konstituierenden Schiedsgerichts vereinbart, gilt
damit die Anwendung der Wiener Regeln in der bei Einleitung des
Schiedsverfahrens geltenden Fassung als vereinbart.

(3) Haben Parteien, die zum Zeitpunkt des Abschlusses der
Schiedsvereinbarung ihren Sitz oder gewohnlichen Aufenthalt in
Osterreich hatten, vereinbart, dass ihre Streitigkeiten von einem
nach den Wiener Regeln zu konstituierenden Schiedsgericht
endglltig entschieden werden sollen, und hat die Streitsache
keinen internationalen Charakter, ist das Standige Schiedsgericht
der Wirtschaftskammer Wien oder, wenn ein anderer Schiedsort
in Osterreich vereinbart wurde, jener Wirtschaftskammer, in deren
ortlichen Zustandigkeitsbereich der vereinbarte Schiedsort fallt,
zur Administration des Schiedsverfahrens zustandig. Dieses fiihrt
das Verfahren nach der Schiedsgerichtsordnung fir die Standigen
Schiedsgerichte der Wirtschaftskammern.
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DAS PRASIDIUM
Artikel 2

(1) Das Prasidium des VIAC hat mindestens finf Mitglieder.
Sie werden vom Erweiterten Prasidium der Wirtschaftskammer
Osterreich auf Vorschlag des Prisidenten des VIAC fiir eine
Funktionsperiode von flinf Jahren bestellt; Wiederbestellung
ist zulassig. Wird bis zum Ablauf einer Funktionsperiode keine
Neubestellung vorgenommen, behalten die Mitglieder des
Prasidiums ihre Funktion bis zur Bestellung der neuen Mitglieder.
Auf Vorschlag des Prasidenten des VIAC kann das Erweiterte
Prasidium der Wirtschaftskammer Osterreich weitere Mitglieder
des Prasidiums fiir den Rest der Funktionsperiode des im Amt
befindlichen Prasidiums nachbestellen.

(2) Die Mitglieder des Prasidiums wéhlen aus ihrer Mitte

flir die Dauer der Funktionsperiode einen Prasidenten und zwei
Vizeprasidenten. Im Falle der Verhinderung des Prasidenten wer-
den seine Aufgaben von einem der Vizeprasidenten gemaR der
Geschéftsordnung des Prasidiums (Anhang 2) wahrgenommen.

(3) Mitglieder des Prasidiums dirfen bei den Erérterungen und
den Entscheidungen von Angelegenheiten eines vom VIAC verwal-
teten Verfahrens, an dem sie in irgendeiner Weise beteiligt sind
oder waren, weder anwesend sein noch mitwirken. Die Beschluss-
fahigkeit des Prasidiums wird dadurch nicht beeintrachtigt.

(4) Die Mitglieder des Prasidiums haben ihre Aufgaben nach bes-
tem Wissen und Gewissen zu erfillen und sind in der Auslibung
ihrer Funktion unabhangig und an keine Weisungen gebunden. Sie
sind Uber alles, was ihnen in dieser Funktion bekannt geworden
ist, zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(5) Das Prasidium kann eine Geschaftsordnung beschlieRen und
diese abdndern (Anhang 2).
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DER INTERNATIONALE BEIRAT
Artikel 3

Der Internationale Beirat besteht aus Fachleuten der internationa-
len Schiedsgerichtsbarkeit, die das Prasidium flr die Dauer seiner
Amtsperiode einladen kann. Er steht dem Prasidium beratend zur
Seite.

DER GENERALSEKRETAR UND DAS SEKRETARIAT
Artikel 4

(1) Der Generalsekretdr des VIAC und sein Stellvertreter werden
auf Vorschlag des Prasidiums des VIAC vom Erweiterten Prasidium
der Wirtschaftskammer Osterreich fiir eine Funktionsperiode von
flnf Jahren bestellt. Wiederbestellung ist zuldssig. Wird bis zum
Ablauf einer Funktionsperiode keine Neubestellung vorgenom-
men, behalten der Generalsekretdr und sein Stellvertreter ihre
Funktionen bis zu einer Neubestellung.

(2) Das Sekretariat wird vom Generalsekretar und seinem Stell-
vertreter geleitet und erledigt die administrativen Angelegen-
heiten des VIAC, soweit sie nicht dem Prasidium vorbehalten sind.
Wenn ein Stellvertreter des Generalsekretars bestellt wurde, ist
dieser berechtigt, bei Verhinderung des Generalsekretdrs oder mit
dessen Ermachtigung Entscheidungen zu treffen, die in die Kompe-
tenz des Generalsekretars fallen.

(3) Alle Mitglieder des Sekretariats diirfen bei den Erérterungen
und Entscheidungen von Angelegenheiten eines vom VIAC verwal-
teten Verfahrens, an dem sie in irgendeiner Weise beteiligt sind
oder waren, weder anwesend sein noch mitwirken.

(4) Der Generalsekretdr und sein Stellvertreter haben ihre Aufga-
ben nach bestem Wissen und Gewissen zu erfiillen und sind dabei
an keine Weisungen gebunden. Sie sind Uber alles, was ihnen

in dieser Funktion bekannt geworden ist, zur Verschwiegenheit
verpflichtet.

(5) Sind der Generalsekretir und sein Stellvertreter an der Aus-
Ubung ihrer Aufgaben verhindert, ibt ein vom Pradsidium betrautes
Mitglied desselben dessen Funktion aus. Fiir die Dauer der Aus-
Ubung der Funktion des Generalsekretars ruht die Mitgliedschaft
im Présidium.
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KORRESPONDENZSPRACHEN
Artikel 5

Der Schriftverkehr der Parteien mit dem Prasidium und dem
Sekretariat ist in deutscher oder englischer Sprache zu fiihren.

DEFINITIONEN
Artikel 6

(1) In den Wiener Regeln bezieht sich

1.1 Partei oder Parteien auf einen oder mehrere Klager,
Beklagte(n) und eine oder mehrere mit Schiedsklage
einbezogene Drittperson(en);

1.2 Klager auf einen oder mehrere Klager;
1.3 Beklagter auf einen oder mehrere Beklagte;

1.4 Drittperson auf eine oder mehrere Dritte, die nicht Klager
oder Beklagter des anhéngigen Schiedsverfahrens sind und
deren Teilnahme an diesem Schiedsverfahren beantragt wurde;

1.5 Schiedsgericht auf einen Einzelschiedsrichter oder einen
aus drei Personen bestehenden Schiedsrichtersenat;

1.6 Schiedsrichter auf einen oder mehrere Schiedsrichter;

1.7 Co-Schiedsrichter auf einen Schiedsrichter in einem
Schiedsrichtersenat, der nicht dessen Vorsitzender ist;

1.8 Schiedsspruch auf End-, Teil- oder Zwischenschieds-
spriiche;

1.9 Generalsekretér auch auf seinen Stellvertreter, soweit
dieser bei Verhinderung des Generalsekretars oder auf dessen
Ermachtigung Entscheidungen trifft.

(2) Soweit sich die in diesen Regeln verwendeten Bezeichnungen
auf naturliche Personen beziehen, gilt die gewahlte Form fiir beide
Geschlechter.
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EINLEITUNG DES
SCHIEDSVERFAHRENS

SCHIEDSKLAGE
Artikel 7

(1) Das Schiedsverfahren gilt als an dem Tag eingeleitet, an dem
die Klage beim Sekretariat eingegangen ist. Damit ist das Verfahren
anhangig.

(2) Fur jede Partei, jeden Schiedsrichter und das Sekretariat ist
je eine Klagsausfertigung samt Beilagen einzureichen.

(3) Die Klage hat folgende Angaben zu enthalten:

3.1 den vollstandigen Namen der Parteien samt
Anschriften und Kontaktdaten;

3.2 eine Darstellung des Sachverhalts sowie ein
bestimmtes Begehren;

3.3 den Geldwert der einzelnen Klagsantrage zum Zeitpunkt
der Einbringung der Klage, wenn das Begehren nicht
ausschlieBlich auf eine bestimmte Geldsumme gerichtet ist;

3.4 Angaben zur Anzahl der Schiedsrichter gemaR Art 17;

3.5 die Benennung eines Schiedsrichters, wenn eine
Entscheidung durch drei Schiedsrichter vereinbart wurde
oder beantragt wird, oder das Begehren, den Schiedsrichter
durch das Prasidium bestellen zu lassen;

3.6 Angaben zur Schiedsvereinbarung und deren Inhalt.

(4) Entspricht die Klage nicht dem Abs 3 dieses Artikels oder
fehlen Ausfertigungen oder Beilagen, kann der Generalsekretar
den Klager zur Verbesserung oder Erganzung auffordern. Sollte
der Klager trotz Fristsetzung des Generalsekretars keine Verbes-
serung oder Ergdnzung der Klage innerhalb der gesetzten Frist
vornehmen, kann der Generalsekretar das Verfahren flir beendet
erklaren (Art 34 Abs 4). Dies hindert den Klager nicht, dieselben
Anspriiche zu einem spateren Zeitpunkt in einem anderen
Verfahren geltend zu machen.

(5) Wenn kein Verbesserungsauftrag nach Abs 4 dieses Artikels
erteilt oder einem solchen nachgekommen wurde, stellt der
Generalsekretar die Klage dem Beklagten zu.
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(6) Das Prasidium kann die Durchfiihrung des Verfahrens ablehnen,
wenn von den Wiener Regeln grundlegend abweichende und mit den
Wiener Regeln inkompatible Vereinbarungen getroffen wurden.

KLAGEBEANTWORTUNG
Artikel 8

(1) Mit der Zustellung der Klage fordert der Generalsekretir den
Beklagten auf, binnen 30 Tagen eine Klagebeantwortung in der
erforderlichen Anzahl von Ausfertigungen fiir jede Partei, jeden
Schiedsrichter und das Sekretariat beim Sekretariat einzubringen.

(2) Die Klagebeantwortung hat folgende Angaben zu enthalten:

2.1 den vollstandigen Namen samt Anschriften und Kontaktdaten
des Beklagten;

2.2 eine Stellungnahme zum Klagebegehren und zu dem Sach-
verhalt, auf den die Klage gestiitzt wird, sowie ein bestimmtes
Begehren;

2.3 Angaben zur Anzahl der Schiedsrichter gemaR Art 17;

2.4 die Benennung eines Schiedsrichters, wenn eine Ent-
scheidung durch drei Schiedsrichter vereinbart wurde oder
beantragt wird, oder das Begehren, den Schiedsrichter durch
das Prasidium bestellen zu lassen.

WIDERKLAGE
Artikel 9

(1) Klagen des Beklagten gegen den Kldger kdnnen als Widerklagen
im selben Verfahren erhoben werden.

(2) Widerklagen sind beim Sekretariat einzubringen und von
diesem nach Erlag des Kostenvorschusses an das Schiedsgericht
weiterzuleiten. Fir die Widerklage gilt Art 7 sinngemaR.

(3) Das Schiedsgericht kann die Widerklage dem Sekretariat zur
Behandlung in einem gesonderten Verfahren zuriickstellen, wenn

3.1 keine Parteienidentitdt besteht, oder

3.2 eine nach Klagebeantwortung eingebrachte Widerklage
zu einer erheblichen Verzégerung des Hauptverfahrens
flhren wirde.
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(4) Das Schiedsgericht hat im Fall einer zugelassenen Widerklage
dem Klager Gelegenheit zur Erstattung einer Klagebeantwortung
zu geben. Art 8 ist sinngemaR anzuwenden.

EINSCHREIBEGEBUHR
Artikel 10

(1) Der Klager hat mit Uberreichung der Klage (Widerklage) eine
Einschreibegebiihr in der gemaR Anhang 3 bestimmten Hohe
spesenfrei zu zahlen. Ebenso ist im Fall der Einbeziehung einer
Drittperson (Art 14) vom Antragsteller eine Einschreibegebihr
zu zahlen.

(2) Sind an dem Schiedsverfahren mehr als zwei Parteien beteiligt,
erhoht sich die Einschreibegebiihr fir jede zusatzliche Partei um
10 %, hochstens jedoch um 50%.

(3) Die Einschreibegebihr wird nicht zurlickerstattet. Die Ein-
schreibegebiihr wird nicht auf den Kostenvorschuss der erlegenden
Partei angerechnet.

(4) Die Klage oder der Antrag auf Einbeziehung einer Drittperson
wird erst nach vollstandiger Bezahlung der Einschreibegeblhr

an die anderen Parteien zugestellt. Die Frist zur Zahlung der Ein-
schreibegeblhr kann vom Generalsekretdar angemessen verlangert
werden. Wird die Zahlung nicht fristgerecht geleistet, kann der
Generalsekretar das Verfahren fir beendet erklaren (Art 34 Abs 4).
Dies hindert den Klager nicht, dieselben Anspriiche zu einem
spateren Zeitpunkt in einem anderen Verfahren geltend zu machen.

FALLUBERGABE
Artikel 11

Der Generalsekretar ibergibt den Fall dem Schiedsgericht, wenn:
(1) eine Art 7 entsprechende Klage (Widerklage) vorliegt; und
(2) das Schiedsgericht vollstidndig bestellt ist; und

(3) der Kostenvorschuss gemaR Art 42 vollstandig bezahlt ist.
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FRISTEN, ZUSTELLUNGEN UND MITTEILUNGEN
Artikel 12

(1) Eine Frist ist gewahrt, wenn das Schriftstiick am letzten Tag
der Frist in einer in Abs 2 vorgesehenen Weise versendet wird.
Fristen kdnnen aus beriicksichtigungswirdigen Griinden ver-
langert werden.

(2) Zustellungen sind an die letzte schriftlich als Zustelladresse
bekannt gegebene Anschrift des Adressaten, fiir den sie bestimmt
sind, zu richten. Zustellungen gelten als ordnungsgemaR durchgefiihrt,
wenn sie mit eingeschriebenem Brief gegen Riickschein oder Brief
mit Empfangsbescheinigung, durch Kurierdienst, Telefax, E-Mail
oder durch jede andere Form der Telekommunikation, die einen
Nachweis der Ubermittlung sicherstellt, versendet werden.

(3) Zustellungen gelten als an dem Tag vorgenommen, an dem

3.1 das zuzustellende Schriftstiick dem Adressaten tatsachlich
zugegangen ist; oder

3.2 bei ordnungsgemalem Versand nach Abs 2 dieses Artikels
vom Empfang auszugehen ist.

(4) Sobald eine Partei einen Vertreter bestellt hat, gelten Zustel-
lungen an die zuletzt schriftlich bekannt gegebene Anschrift dieses
Vertreters als an die vertretene Partei vorgenommen.

(5) Alle Schriftstiicke und Beilagen miissen in so vielen Exemplaren
eingereicht werden, dass jeder Schiedsrichter, jede Partei und

das Sekretariat je ein Exemplar erhalt. Nach Falliibergabe an das
Schiedsgericht sind alle Schriftstiicke und Beilagen an jede Partei,
an jeden Schiedsrichter und an das Sekretariat direkt in der in Abs 2
dieses Artikels vorgesehenen Weise oder in der vom Schiedsge-
richt vorgesehenen Weise zu Gibermitteln. Das Sekretariat erhalt
Kopien aller schriftlichen Zustellungen und Mitteilungen des
Schiedsgerichts an die Parteien.

(6) Fristen beginnen am Tag nach der Zustellung des fristausldsen-
den Schriftstiicks zu laufen. Handelt es sich bei diesem Tag am Ort
der Zustellung um einen offiziellen Feiertag oder arbeitsfreien Tag,
beginnt die Frist am darauf folgenden Arbeitstag zu laufen. Offizi-
elle Feiertage oder arbeitsfreie Tage hindern nicht den Fortlauf der
Frist. Ist der letzte Tag der Frist am Ort der Zustellung ein offizieller
Feiertag oder ein arbeitsfreier Tag, dann lauft die Frist am Ende
des darauf folgenden Arbeitstags ab.
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(7) Kann eine gegen mehrere Beklagte gerichtete Klage nicht allen
Beklagten zugestellt werden, ist das Schiedsverfahren auf Antrag
des Klagers nur gegen jene Beklagten, denen die Klage zugestellt
wurde, fortzusetzen. Die Klage gegen jene Beklagten, denen die
Klage nicht zugestellt werden konnte, ist in einem gesonderten
Verfahren zu behandeln.

BEVOLLMACHTIGTE
Artikel 13

Die Parteien kdnnen sich im Verfahren vor dem Schiedsgericht
durch Personen ihrer Wahl vertreten oder beraten lassen. Der
Generalsekretdr oder das Schiedsgericht kdnnen jederzeit einen
Nachweis der Vollmacht des Vertreters verlangen.

EINBEZIEHUNG DRITTER UND
VERFAHRENSVERBINDUNG

EINBEZIEHUNG DRITTER
Artikel 14

(1) Uber die Einbeziehung einer Drittperson in ein Schiedsverfah-
ren sowie Uber die Art ihrer Teilnahme entscheidet auf Antrag
einer Partei oder einer Drittperson das Schiedsgericht nach Anho-
rung aller Parteien und der einzubeziehenden Drittperson sowie
unter Berlicksichtigung aller maRgeblichen Umstéande.

(2) Der Antrag auf Einbeziehung hat folgende Angaben zu enthalten:

2.1 den vollstandigen Namen der Drittperson samt ihrer Anschrift
und ihren Kontaktdaten;

2.2 die Griinde, auf die sich der Antrag auf Einbeziehung stltzt;
sowie

2.3 die Art der Teilnahme der Drittperson.
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(3) Wird die Einbeziehung einer Drittperson mit Schiedsklage
beantragt,

3.1 ist dieser Antrag beim Sekretariat einzureichen. Die Be-
stimmungen der Art 7 ff sind sinngemaR anzuwenden. Der Ge-
neralsekretar Gibermittelt diese Schiedsklage der Drittperson,
die in das Schiedsverfahren einbezogen werden soll, sowie den
anderen Parteien zur Stellungnahme. Wird die Einbeziehung
von der Drittperson verlangt, ist der Antrag den Parteien des
anhéangigen Verfahrens zur Stellungnahme zu Gbermitteln.

3.2 kann die Drittperson an der Bildung des Schiedsgerichts
gemal Art 18 mitwirken, wenn noch kein Schiedsrichter
bestellt ist.

3.3 kann das Schiedsgericht die Schiedsklage tUber die Einbe-
ziehung einer Drittperson dem Sekretariat zur Behandlung in
einem gesonderten Verfahren zuriickstellen. In diesem Fall
kann das Prasidium bereits vorgenommene Bestadtigungen der
Benennung oder Bestellungen der Schiedsrichter widerrufen
und die Neubildung des Schiedsgerichts oder der Schiedsge-
richte im Sinne der Art 17 ff anordnen.

VERBINDUNG VON SCHIEDSVERFAHREN
ARTIKEL 15

(1) Eine Verbindung zweier oder mehrerer Verfahren kann auf
Antrag einer Partei zugelassen werden, wenn

1.1 die Parteien der Verbindung zustimmen; oder

1.2 der- oder dieselben Schiedsrichter benannt oder bestellt
wurden;

und der Schiedsort in den Schiedsvereinbarungen, auf die die
geltend gemachten Anspriiche gestiitzt werden, Ubereinstimmt.

(2) Uber Antrage auf Verbindung von Verfahren entscheidet das
Prasidium nach Anhérung der Parteien und der bereits bestellten
Schiedsrichter. Das Prasidium hat bei der Entscheidung tiber die
Verbindung alle maRgeblichen Umstande zu bericksichtigen;
dazu zahlen die Vereinbarkeit der Schiedsvereinbarungen und das
Stadium, in dem sich die Schiedsverfahren jeweils befinden.
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DAS SCHIEDSGERICHT

DIE SCHIEDSRICHTER
Artikel 16

(1) Jeder Partei steht die Bestimmung der Person, die sie als ihren
Schiedsrichter benennt, frei. Schiedsrichter kann jede geschafts-
fahige Person sein, soweit die Parteien keine besonderen zusatzli-
chen Qualifikationserfordernisse vereinbart haben. Die Schieds-
richter stehen mit den Parteien in einem Vertragsverhaltnis und
haben ihre Leistungen den Parteien zu erbringen.

(2) Die Schiedsrichter haben ihr Amt von den Parteien unabhangig und
unparteilich nach bestem Wissen und Gewissen auszutiben und sind
dabei an keine Weisungen gebunden. Sie sind tiber alles, was ihnen
in dieser Funktion bekannt wird, zur Verschwiegenheit verpflichtet.

(3) Beabsichtigt eine Person ein Schiedsrichteramt zu tibernehmen,
hat sie vor ihrer Bestellung eine Erklarung tber (i) ihre Unparteilich-
keit und Unabhangigkeit, (ii) ihre Verfligbarkeit, (iii) die Annahme
des Amtes sowie (iv) die Unterwerfung unter die Wiener Regeln zu
unterfertigen und dem Generalsekretar zu Gbermitteln.

(4) Ein Schiedsrichter hat schriftlich alle Umstinde offen zu legen,
die Zweifel an seiner Unparteilichkeit, Unabhangigkeit oder Verfiig-
barkeit wecken kénnen oder der Parteienvereinbarung wider-
sprechen. Die Verpflichtung zur unverzglichen Offenlegung derartiger
Umstande bleibt wahrend des Schiedsverfahrens aufrecht.

(5) Mitglieder des Prasidiums diirfen von den Parteien oder den
Co-Schiedsrichtern als Schiedsrichter benannt, nicht aber vom
Prasidium als Schiedsrichter bestellt werden.

BILDUNG DES SCHIEDSGERICHTS
Artikel 17

(1) Den Parteien steht es frei, zu vereinbaren, ob das Verfahren
vor einem Einzelschiedsrichter oder einem aus drei Schieds-
richtern bestehenden Schiedsrichtersenat zu fihren ist. Den
Parteien steht es weiters frei, den Bestellungsmodus fiir die
Schiedsrichter zu vereinbaren. Bei Fehlen einer Vereinbarung
kommen die in Abs 2 bis 6 festgelegten Regeln zur Anwendung.

(2) Liegt eine Vereinbarung tber die Anzahl der Schiedsrichter
nicht vor, bestimmt das Prasidium, ob der Rechtsstreit von einem
Einzelschiedsrichter oder einem aus drei Schiedsrichtern beste-
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henden Schiedsrichtersenat zu entscheiden ist. Hierbei beriick-
sichtigt das Prasidium insbesondere die Schwierigkeit des Falles,
die Hohe des Streitwertes und das Interesse der Parteien an einer
raschen und kostengiinstigen Entscheidung.

(3) Ist der Rechtsstreit von einem Einzelschiedsrichter zu ent-
scheiden, werden die Parteien vom Generalsekretar aufgefordert,
binnen 30 Tagen ab Zustellung der Aufforderung gemeinsam
einen Einzelschiedsrichter zu benennen und dessen Namen samt
Anschrift und Kontaktdaten bekannt zu geben. Wird eine solche
Benennung nicht fristgerecht vorgenommen, wird der Einzel-
schiedsrichter vom Prasidium bestellt.

(4) Ist der Rechtsstreit von einem Schiedsrichtersenat zu entschei-
den, wird die Partei, die noch keinen Schiedsrichter benannt hat,
aufgefordert, dem Generalsekretar binnen 30 Tagen ab Zustellung
der Aufforderung einen solchen zu benennen und den Namen
samt Anschrift und Kontaktdaten des Schiedsrichters bekannt zu
geben. Wenn die Partei innerhalb dieser Frist keinen Schiedsrich-
ter benennt, wird dieser vom Prasidium bestellt.

(5) Ist der Rechtsstreit von einem Schiedsrichtersenat zu entscheiden,
werden die Co-Schiedsrichter vom Generalsekretar aufgefordert,
binnen 30 Tagen ab Zustellung der Aufforderung gemeinsam einen
Vorsitzenden zu benennen und dessen Namen samt Anschrift und
Kontaktdaten bekannt zu geben. Wird eine solche Benennung nicht
fristgerecht vorgenommen, wird der Vorsitzende vom Prasidium
bestellt.

(6) Die Parteien sind an ihre Schiedsrichterbenennung gebunden,
sobald der benannte Schiedsrichter vom Generalsekretar oder
Prasidium bestatigt wurde (Art 19).

BILDUNG DES SCHIEDSGERICHTS IM
MEHRPARTEIENVERFAHREN

Artikel 18

(1) Fur die Bildung des Schiedsgerichts im Mehrparteienverfahren
gilt Art 17 mit folgenden Erganzungen:

(2) Ist der Rechtsstreit von einem Schiedsrichtersenat zu entschei-
den, hat die Kldger- und die Beklagtenseite jeweils gemeinsam
dem Generalsekretdr einen Schiedsrichter zu benennen.

(3) Die Mitwirkung einer Partei an der gemeinsamen Benennung
eines Schiedsrichters bedeutet nicht deren Zustimmung zum
Mehrparteienschiedsverfahren.
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(4) Wird ein gemeinsamer Schiedsrichter nach Abs 2 dieses
Artikels nicht fristgerecht benannt, bestellt das Prasidium den
Schiedsrichter flr die sdumige(n) Partei(en). Im Ausnahmefall kann
das Prasidium, nachdem es den Parteien Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben hat, bereits erfolgte Bestellungen widerrufen und
die Co-Schiedsrichter oder auch alle Schiedsrichter neu bestellen.

BESTATIGUNG DER BENENNUNG
Artikel 19

(1) Nachdem dem Generalsekretar ein Schiedsrichter benannt wurde,
hat der Generalsekretar die Erklarungen gemal Art 16 Abs 3
einzuholen. Der Generalsekretar leitet eine Kopie dieser Erklarungen
an die Parteien weiter. Wenn keine Zweifel an der Unparteilichkeit
und Unabhangigkeit des Schiedsrichters und der Befahigung zur
ordnungsgemaRen Erfiillung seines Amtes bestehen, bestatigt der
Generalsekretdr den benannten Schiedsrichter. Das Prasidium ist
in seiner nachsten Sitzung von der Bestatigung zu unterrichten.

(2) Wenn der Generalsekretér dies fir erforderlich hilt, entscheidet
das Prasidium Uber die Bestatigung des benannten Schiedsrichters.

(3) Mit der Bestatigung ist der benannte Schiedsrichter bestellt.

(4) Wird die Bestatigung eines Schiedsrichters abgelehnt, werden
die zur Benennung eines Schiedsrichters berechtigte(n) Partei(en)
oder die Co-Schiedsrichter aufgefordert, dem Generalsekretar binnen
30 Tagen einen anderen Schiedsrichter oder Vorsitzenden zu benen-
nen. Art 16 bis 18 gelten sinngemaR. Wurde auch die Bestatigung
des neu benannten Schiedsrichters abgelehnt, erlischt das Benen-
nungsrecht und der Schiedsrichter wird vom Prasidium bestellt.

ABLEHNUNG VON SCHIEDSRICHTERN
Artikel 20

(1) Ein Schiedsrichter kann nur abgelehnt werden, wenn Umsténde
vorliegen, die berechtigte Zweifel an seiner Unparteilichkeit oder
Unabhéangigkeit wecken, oder wenn er die zwischen den Parteien
vereinbarten Voraussetzungen nicht erfillt. Eine Partei kann einen
Schiedsrichter, den sie benannt hat oder an dessen Benennung sie
mitgewirkt hat, nur aus Griinden ablehnen, die ihr erst nach der
Benennung oder ihrer Mitwirkung daran bekannt geworden sind.
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(2) Ein Ablehnungsantrag einer Partei gegen einen Schiedsrichter
ist innerhalb von 15 Tagen, nachdem die Partei vom Ablehnungs-
grund Kenntnis erlangt hat, beim Sekretariat unter Angabe des
Ablehnungsgrundes sowie etwaiger beigeschlossener Bescheini-
gungsmittel einzureichen.

(3) Tritt der abgelehnte Schiedsrichter nicht zuriick, entscheidet
das Préasidium lber die Ablehnung. Der Generalsekretar hat vor
der Entscheidung des Prasidiums die Stellungnahme des abge-
lehnten Schiedsrichters und der anderen Partei(en) einzuholen.
Das Prasidium kann auch andere Personen zur Stellungnahme
auffordern. Alle Stellungnahmen sind den Parteien und den
Schiedsrichtern zu Ubermitteln.

(4) Wahrend ein Ablehnungsantrag anhéngig ist, kann das Schieds-
gericht einschliellich des abgelehnten Schiedsrichters das Schieds-
verfahren fortsetzen. Ein Schiedsspruch darf jedoch erst nach der
Entscheidung des Prasidiums Gber den Ablehnungsantrag gefallt
werden.

VORZEITIGE BEENDIGUNG DES SCHIEDSRICHTERAMTES
Artikel 21

(1) Das Amt eines Schiedsrichters endet vorzeitig, wenn
1.1 die Parteien dies vereinbaren; oder
1.2 der Schiedsrichter zurtcktritt; oder
1.3 der Schiedsrichter stirbt; oder
1.4 der Schiedsrichter erfolgreich abgelehnt wurde; oder

1.5 der Schiedsrichter vom Prasidium seines Amtes enthoben
wird.

(2) Jede Partei kann die Enthebung eines Schiedsrichters beantragen,
wenn dieser nicht nur voriibergehend verhindert ist, oder sonst
seinen Aufgaben nicht nachkommt, worunter auch eine ungebiihrliche
Verzogerung des Verfahrens zu verstehen ist. Der Antrag ist beim
Sekretariat einzubringen. Ist offensichtlich, dass die Verhinderung
nicht nur voriibergehend ist oder der Schiedsrichter seinen
Aufgaben nicht nachkommt, kann das Prasidium die Enthebung
auch ohne Parteienantrag vornehmen. Das Prdsidium entscheidet
iber die Enthebung, nachdem den Parteien und dem betroffenen
Schiedsrichter die Moglichkeit der Stellungnahme gegeben wurde.
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FOLGEN DER VORZEITIGEN BEENDIGUNG
DES SCHIEDSRICHTERAMTES

Artikel 22

(1) Endet das Amt eines Schiedsrichters vorzeitig (Art 21), wird der
Schiedsrichter ersetzt. Die Bestellung eines Ersatzschiedsrichters
erfolgt gemaR dem von den Parteien vereinbarten Bestellungsmodus.
Bei Fehlen einer Vereinbarung werden,

1.1 wenn es sich um einen Einzelschiedsrichter handelt, die
Parteien; oder

1.2 wenn es sich um den Vorsitzenden eines Schiedsrichter-
senates handelt, die verbleibenden Co-Schiedsrichter; oder

1.3 wenn es sich um einen von einer Partei benannten oder fir
eine Partei bestellten Schiedsrichter handelt, die Partei, die ihn
benannt hat oder fir die er bestellt wurde,

aufgefordert, dem Generalsekretdr binnen 30 Tagen einen
Ersatzschiedsrichter —in den Féllen des Abs 1 Z 1.1 und 1.2 dieses
Artikels einvernehmlich — zu benennen und dessen Namen samt
Anschrift und Kontaktdaten bekannt zu geben. Art 16 bis 18 gelten
sinngemal. Wird die Benennung nicht fristgerecht erstattet, wird
der Ersatzschiedsrichter vom Préasidium bestellt. Wurde auch ein
Ersatzschiedsrichter erfolgreich abgelehnt (Art 21 Abs 17 1.4),
erlischt das Ersatzbenennungsrecht und der Ersatzschiedsrichter
wird vom Prasidium bestellt.

(2) Endet das Amt eines Schiedsrichters gemaR Art 21 vorzeitig,
bestimmt das neue Schiedsgericht nach Einholung von Stellung-
nahmen der Parteien, ob und in welchem Umfang vorausgegangene
Verfahrensabschnitte wiederholt werden.

ABLEHNUNG VON
SACHVERSTANDIGEN

ABLEHNUNG VON SACHVERSTANDIGEN
Artikel 23

Auf die Ablehnung von Sachverstandigen, die vom Schiedsgericht
bestellt wurden, ist Art 20 Abs 1 und 2 sinngemaR anzuwenden.
Uber die Ablehnung entscheidet das Schiedsgericht.
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ZUSTANDIGKEIT DES
SCHIEDSGERICHTS

ZUSTANDIGKEIT DES SCHIEDSGERICHTS
Artikel 24

(1) Die Einrede der Unzustandigkeit des Schiedsgerichts ist spa-
testens mit dem ersten Vorbringen zur Sache zu erheben. Von der
Erhebung dieser Einrede ist eine Partei nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass sie einen Schiedsrichter nach Art 17 benannt oder an
der Benennung eines Schiedsrichters nach Art 18 mitgewirkt hat.
Die Einrede, eine Angelegenheit liberschreite die Befugnisse des
Schiedsgerichts, ist unverziiglich zu erheben, sobald die Angele-
genheit, von der behauptet wird, sie tiberschreite die Befugnisse
des Schiedsgerichts, im Schiedsverfahren vorgebracht wird.

In beiden Féllen ist eine spatere Erhebung der Einrede ausgeschlossen;
wird die Sdumnis jedoch nach Uberzeugung des Schiedsgerichts
genlgend entschuldigt, kann die Einrede nachgeholt werden.

(2) Das Schiedsgericht entscheidet selbst Giber seine Zustandigkeit.
Die Zustandigkeitsentscheidung kann mit der Entscheidung in der
Sache getroffen werden oder gesondert in einem eigenen Schieds-
spruch. Sollte sich das Schiedsgericht fuir unzustandig erklaren,

hat es auf Antrag einer Partei liber eine Verpflichtung der Parteien
zum Kostenersatz zu entscheiden.

DAS VERFAHREN VOR DEM
SCHIEDSGERICHT

SCHIEDSORT
Artikel 25

Die Parteien kdnnen den Schiedsort frei bestimmen. Sofern die
Parteien nichts anderes vereinbart haben oder vereinbaren,

(1) ist der Schiedsort Wien;

(2) kann das Schiedsgericht an jedem ihm geeignet erscheinenden
Ort Verfahrenshandlungen vornehmen.

Dem Schiedsgericht steht es frei, an jedem beliebigen Ort auf jede
beliebige Weise zu beraten.
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VERFAHRENSSPRACHE
Artikel 26

Mangels Parteienvereinbarung hat das Schiedsgericht unverziig-
lich nach Ubergabe der Unterlagen zum Fall die Sprache oder die
Sprachen des Verfahrens unter Berlcksichtigung aller Umstande,
einschlieBlich der Sprache des Vertrages, zu bestimmen.

ANWENDBARES RECHT, BILLIGKEIT
Artikel 27

(1) Das Schiedsgericht hat den Rechtsstreit nach den Rechtsvor-
schriften oder Rechtsregeln zu entscheiden, die von den Parteien
vereinbart worden sind. Die Vereinbarung des Rechts oder der
Rechtsordnung eines bestimmten Staates ist, sofern die Parteien
nicht ausdriicklich etwas anderes vereinbart haben, als unmittel-
bare Verweisung auf das materielle Recht dieses Staates und nicht
auf sein Kollisionsrecht zu verstehen.

(2) Haben die Parteien die anzuwendenden Rechtsvorschriften
oder Rechtsregeln nicht bestimmt, hat das Schiedsgericht jene
Rechtsvorschriften oder Rechtsregeln anzuwenden, die es fiir
angemessen erachtet.

(3) Das Schiedsgericht hat nur dann nach Billigkeit (ex aequo et
bono oder als amiable compositeur) zu entscheiden, wenn die
Parteien es ausdriicklich dazu ermachtigt haben.

DURCHFUHRUNG DES VERFAHRENS
Artikel 28

(1) Das Schiedsgericht hat das Verfahren unter Beachtung der
Wiener Regeln und der Vereinbarungen der Parteien, im Ubrigen
jedoch nach seinem freien Ermessen durchzufiihren. Die Parteien
sind fair zu behandeln. Den Parteien ist in jedem Stadium des
Verfahrens rechtliches Gehor zu gewahren.

(2) Das Schiedsgericht ist nach Vorankiindigung unter anderem

berechtigt, Vorbringen der Parteien, die Vorlage von Beweismit-
teln und Antrage auf Aufnahme von Beweisen nur bis zu einem

bestimmten Zeitpunkt des Verfahrens zuzulassen.
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SACHVERHALTSERMITTLUNG
Artikel 29

(1) Das Schiedsgericht kann, wenn es dies fiir erforderlich hélt,
von sich aus Beweise aufnehmen, Parteien oder Zeugen verneh-
men, die Parteien zur Vorlage von Beweismitteln auffordern und
Sachverstandige beiziehen. Sind mit der Beweisaufnahme, insbe-
sondere der Beiziehung von Sachverstandigen, Kosten verbunden,
ist nach Art 43 vorzugehen.

(2) Beteiligt sich eine Partei nicht am Verfahren, hindert dies nicht
den Fortgang des Verfahrens.

MUNDLICHE VERHANDLUNG
Artikel 30

(1) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, entscheidet das
Schiedsgericht, ob miindlich verhandelt oder ob das Verfahren
schriftlich durchgefiihrt werden soll. Haben die Parteien eine
miindliche Verhandlung nicht ausgeschlossen, hat das Schieds-
gericht auf Antrag einer Partei eine solche in einem geeigneten
Abschnitt des Verfahrens durchzufiihren. Den Parteien ist jeden-
falls Gelegenheit zu geben, von den Antrégen und dem Vorbringen
der anderen Parteien und dem Ergebnis der Beweisaufnahmen
Kenntnis zu nehmen und sich dazu zu dufern.

(2) Die mindliche Verhandlung wird vom Einzelschiedsrichter oder
von dem Vorsitzenden anberaumt. Sie ist nicht 6ffentlich. Uber die
Verhandlung ist zumindest ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, das
der Einzelschiedsrichter bzw der Vorsitzende zu unterfertigen hat.

RUGEPFLICHT
Artikel 31

Erlangt eine Partei Kenntnis von einer Verletzung einer Bestim-
mung der Wiener Regeln oder sonstiger auf das Verfahren an-
wendbarer Bestimmungen durch das Schiedsgericht, hat sie dies
bei sonstigem Verlust dieses Rechts unverziglich gegenliber dem
Schiedsgericht zu riigen.
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SCHLUSS DES VERFAHRENS
Artikel 32

Sobald nach Uberzeugung des Schiedsgerichts die Parteien aus-
reichend Gelegenheit hatten, Vorbringen zu erstatten und Beweise
anzubieten, hat das Schiedsgericht das Verfahren hinsichtlich
der im Schiedsspruch zu entscheidenden Angelegenheiten fir
geschlossen zu erklaren und den Generalsekretdr und die Parteien
Uber den voraussichtlichen Zeitpunkt der Erlassung des Schieds-
spruchs zu informieren. Das Schiedsgericht kann das Verfahren
jederzeit wieder eréffnen.

VORLAUFIGE UND SICHERNDE MASSNAHMEN
Artikel 33

(1) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, kann das Schieds-
gericht, sobald ihm der Fall ibergeben wurde (Art 11), auf Antrag
einer Partei vorlaufige oder sichernde MaBnahmen gegen eine
andere Partei anordnen, sowie getroffene MaRnahmen abéndern,
aussetzen oder aufheben. Vor der Entscheidung Uber eine vorlaufige
oder sichernde MaRnahme sind die anderen Parteien zu horen.
Das Schiedsgericht kann von jeder Partei im Zusammenhang mit einer
solchen MalRnahme angemessene Sicherheiten fordern. Die Parteien
sind verpflichtet, solchen Anordnungen zu folgen, unabhangig
davon, ob sie von staatlichen Gerichten vollstreckt werden kdnnen.

(2) Vorlaufige oder sichernde MaRnahmen nach diesem Artikel sind
schriftlich anzuordnen. In Schiedsverfahren mit mehr als einem
Schiedsrichter geniigt die Unterschrift des Vorsitzenden oder im
Falle seiner Verhinderung die eines anderen Schiedsrichters, sofern
der die Anordnung unterfertigende Schiedsrichter auf der Anordnung
vermerkt, welches Hindernis der Unterfertigung entgegensteht.

(3) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, sind vorldufige oder
sichernde MaRnahmen in der Anordnung zu begriinden. Diese hat
den Tag, an dem sie erlassen wurde, und den Schiedsort anzugeben.

(4) Die Anordnungen sind wie Schiedsspriiche zu verwahren
(Art 36 Abs 5).

(5) Die Bestimmungen der Abs 1 bis 4 dieses Artikels hindern die
Parteien nicht, bei jedem zustandigen staatlichen Organ sichernde
oder vorldufige MaRnahmen zu beantragen. Ein Antrag an ein
staatliches Organ auf Anordnung solcher MaBnahmen oder auf
Vollziehung von MaRnahmen, die das Schiedsgericht angeordnet
hat, bildet keinen VerstoR gegen und keinen Verzicht auf die
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Schiedsvereinbarung und Idsst die dem Schiedsgericht zustehenden
Befugnisse unberihrt. Ein solcher Antrag sowie alle durch das

staatliche Organ angeordneten MaRnahmen sind dem Sekretariat
und dem Schiedsgericht unverziglich von den Parteien mitzuteilen.

ARTEN DER VERFAHRENSBEENDIGUNG
Artikel 34

Das Verfahren wird beendet
(1) mit der Erlassung des Schiedsspruchs oder
(2) mit dem Abschluss eines Vergleichs (Art 38) oder

(3) mit Beschluss des Schiedsgerichts, wenn

3.1 der Klager seine Klage zurlicknimmt, es sei denn, dass der
Beklagte dem widerspricht und das Schiedsgericht ein berech-
tigtes Interesse des Beklagten an der endglltigen Beilegung
der Streitigkeit anerkennt;

3.2 die Parteien die Beendigung des Verfahrens vereinbaren
und dies dem Schiedsgericht mitteilen;

3.3 dem Schiedsgericht die Fortsetzung des Verfahrens unmog-
lich geworden ist, insbesondere weil die bisher im Verfahren
tatigen Parteien trotz schriftlicher Aufforderung des Schiedsge-
richts, mit welcher dieses auf die Moglichkeit der Beendigung
des Schiedsverfahrens hinweist, das Schiedsverfahren nicht
weiter betreiben; oder

(4) durch Erkldrung des Generalsekretirs, wenn ein Verbesserungs-
auftrag (Art 7 Abs 4) oder eine Zahlungsaufforderung (Art 10 Abs 4
und Art 42 Abs 3) nicht befolgt wurde.

ENTSCHEIDUNGEN IM SCHIEDSRICHTERSENAT
Artikel 35

(1) Jeder Schiedsspruch und jede andere Entscheidung eines
Schiedsrichtersenats bedarf der Stimmenmehrheit seiner Mit-
glieder. Kommt eine solche nicht zustande, so entscheidet der
Vorsitzende allein.

(2) Soweit es sich um Verfahrensfragen handelt, kann der Vor-
sitzende, wenn er von den Co-Schiedsrichtern dazu erméachtigt
wurde, allein entscheiden.
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SCHIEDSSPRUCH
Artikel 36

(1) Schiedsspriiche sind schriftlich auszufertigen. Sie sind zu begriin-
den, sofern nicht alle Parteien entweder schriftlich oder in einer
mundlichen Verhandlung auf eine Begriindung verzichtet haben.

(2) Im Schiedsspruch sind der Tag, an dem er erlassen wurde, und
der Schiedsort anzugeben (Art 25).

(3) Schiedsspriiche sind auf allen Ausfertigungen von allen Schieds-
richtern zu unterschreiben. Die Unterschrift der Mehrheit der
Schiedsrichter geniigt, wenn im Schiedsspruch vermerkt wird, dass
ein Schiedsrichter die Unterschrift verweigert oder dass der Unter-
zeichnung durch ihn ein Hindernis entgegensteht, das nicht in ange-
messener Frist Gberwunden werden kann. Wird der Schiedsspruch
mit Stimmenmehrheit gefallt, muss dies auf Wunsch des tber-
stimmten Schiedsrichters im Schiedsspruch angefiihrt werden.

(4) Schiedsspriiche werden auf allen Ausfertigungen mit der Unter-
schrift des Generalsekretédrs und dem Stempel des VIAC versehen.
Damit wird bestatigt, dass es sich um einen Schiedsspruch des
VIAC handelt und dieser von dem (den) gemaR den Wiener Regeln
bestellten Schiedsrichter(n) erlassen und unterschrieben wurde.

(5) Der Schiedsspruch wird den Parteien vom Generalsekretar
zugestellt. Den Parteien gegenlber wird der Schiedsspruch mit
der Zustellung wirksam. Eine Ausfertigung des Schiedsspruchs
wird beim Sekretariat hinterlegt, wo auch die Nachweise liber die
Zustellung verwahrt werden.

(6) Der Einzelschiedsrichter oder der Vorsitzende (im Falle seiner
Verhinderung ein anderer Schiedsrichter) oder im Falle deren
Verhinderung der Generalsekretar hat auf Verlangen einer Partei
die Rechtskraft und Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs auf samt-
lichen Ausfertigungen zu bestatigen.

(7) Durch die Vereinbarung der Wiener Regeln haben sich die
Parteien verpflichtet, den Schiedsspruch zu erfillen.

KOSTENENTSCHEIDUNG
Artikel 37

Wird das Schiedsverfahren beendet, hat das Schiedsgericht auf
Antrag einer Partei im Schiedsspruch tber die Hauptsache oder
in einem gesonderten Schiedsspruch die vom Generalsekretar

bestimmten Kosten nach Art 44 Abs 1 Z 1.1 anzufiihren und die
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Hohe der angemessenen Parteienkosten nach Art 44 Abs 17 1.2
sowie die anderen Auslagen nach Art 44 Abs 1 Z 1.3 zu bestimmen
und festzulegen, wer die Verfahrenskosten zu tragen hat oder

in welchem Verhaltnis diese Verfahrenskosten verteilt werden.

Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, entscheidet das
Schiedsgericht liber die Kostentragung nach freiem Ermessen.

VERGLEICH
Artikel 38

Die Parteien kdnnen verlangen, dass der Inhalt eines von ihnen
geschlossenen Vergleichs protokolliert oder darlber ein Schieds-
spruch mit vereinbartem Wortlaut erlassen wird.

BERICHTIGUNG, ERLAUTERUNG UND ERGANZUNG
DES SCHIEDSSPRUCHS

Artikel 39

(1) Jede Partei kann innerhalb von 30 Tagen ab Zustellung des
Schiedsspruchs beim Sekretariat folgende Antrage an das Schieds-
gericht einbringen:

1.1 Rechen-, Schreib- und Druckfehler oder Fehler dhnlicher
Art im Schiedsspruch zu berichtigen;

1.2 bestimmte Teile des Schiedsspruchs zu erldutern;

1.3 einen ergdnzenden Schiedsspruch tiber Anspriiche zu
erlassen, die im Schiedsverfahren zwar geltend gemacht, im
Schiedsspruch aber nicht erledigt worden sind.

(2) Die Entscheidung tiber einen solchen Antrag trifft das Schieds-
gericht. Vor der Entscheidung sind die anderen Parteien zu horen.
Das Schiedsgericht setzt hierflr eine Frist, die 30 Tage nicht tiber-
schreiten soll. Der Generalsekretér ist berechtigt, einen Kosten-
vorschuss zur Deckung zusatzlicher Auslagen und Honorare des
Schiedsgerichts und weiterer Verwaltungskosten festzusetzen und
die Behandlung eines solchen Antrags von der vorherigen voll-
standigen Bezahlung dieses Vorschusses abhangig zu machen. Das
zusatzliche Schiedsrichterhonorar und die weiteren Verwaltungskosten
werden nach freiem Ermessen des Generalsekretars festgesetzt.

(3) Berichtigungen gemaR Abs 1 Z 1.1 oder Erganzungen gemaR
Abs 1 Z 1.3 dieses Artikels kann das Schiedsgericht binnen 30
Tagen ab dem Datum des Schiedsspruchs auch ohne Antrag von
sich aus vornehmen.
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(4) Artikel 36 Abs 1 bis 6 sind auf die Berichtigung, Erlauterung
oder Ergdnzung des Schiedsspruchs anzuwenden. Die Berichtigung
und die Erlduterung ergehen in Form eines Nachtrags und sind als
solcher Bestandteil des Schiedsspruchs.

ZURUCKVERWEISUNG AN DAS SCHIEDSGERICHT
Artikel 40

Wenn ein Gericht das Verfahren an das Schiedsgericht zurtick-
verweist, sind die Bestimmungen der Wiener Regeln sinngemal
anzuwenden. Der Generalsekretdr und das Prasidium kénnen alle
notwendigen MalRnahmen treffen, um es dem Schiedsgericht zu
ermoglichen, den Vorschriften der gerichtlichen Zuriickverweisung
zu entsprechen. Der Generalsekretér kann einen Kostenvorschuss
festsetzen, um zusatzliche Auslagen und Honorare des Schieds-
gerichts und Verwaltungskosten abzudecken.

VEROFFENTLICHUNG VON SCHIEDSSPRUCHEN
Artikel 41

Das Prasidium und der Generalsekretéar sind berechtigt, Zusammen-
fassungen oder Auszlige aus Schiedsspriichen in juristischen
Fachzeitschriften oder in eigenen Publikationen in anonymisierter
Form zu veréffentlichen, wenn nicht eine Partei der Veroffentlichung
innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab Zustellung des Schiedsspruchs
widerspricht.

KOSTEN

KOSTENVORSCHUSSE
Artikel 42

(1) Der Generalsekretar setzt den Kostenvorschuss fir die
voraussichtlichen Verwaltungskosten des VIAC, die Honorare der
Schiedsrichter und die Auslagen fest. Der Kostenvorschuss ist vor
Ubergabe der Unterlagen zum Fall an das Schiedsgericht von den
Parteien binnen 30 Tagen ab Zustellung der Aufforderung zu
gleichen Teilen zu erlegen. In Mehrparteienverfahren ist jeweils
eine Halfte des Kostenvorschusses fiir die Klager gemeinsam
sowie flr die Beklagten gemeinsam zu erlegen. Die Bezugnahme
in diesem Artikel auf eine Partei umfasst samtliche Parteien auf
Klager- oder Beklagtenseite.
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(2) Durch die Vereinbarung der Wiener Regeln haben sich die Par-
teien wechselseitig zur anteiligen Tragung des Kostenvorschusses
gemaR Abs 1 dieses Artikels verpflichtet.

(3) Langt der auf eine Partei entfallende Anteil innerhalb der
gesetzten Frist nicht oder nicht vollstandig ein, teilt der General-
sekretdr dies der gegnerischen Partei mit und fordert diese auf,
den fehlenden Teil des Vorschusses binnen 30 Tagen ab Erhalt
der Aufforderung zu bezahlen. Die Verpflichtung der sdumigen
Partei zur anteiligen Tragung des Kostenvorschusses nach Abs 2
dieses Artikels bleibt davon unberiihrt. Langt dieser Betrag nicht
innerhalb der gesetzten Frist ein, kann der Generalsekretar das
Verfahren fur beendet erklaren (Art 34 Abs 4). Dies hindert die
Parteien nicht, dieselben Anspriiche zu einem spéateren Zeitpunkt
in einem anderen Verfahren geltend zu machen.

(4) Kommt eine Partei ihrer Verpflichtung gemaR Abs 1 und 2 dieses
Artikels zum Erlag des auf sie entfallenden Anteils nicht nach, und
erlegt die andere Partei den jeweiligen Anteil gemaR Abs 3 dieses
Artikels, kann das Schiedsgericht, soweit es seine Zustandigkeit
far den Rechtsstreit bejaht, auf Antrag der erlegenden Partei der
saumigen Partei mit einem Schiedsspruch oder einer anderen
geeigneten Entscheidungsform anordnen, den auf sie entfallenden
Anteil der erlegenden Partei zu ersetzen. Die Befugnis und Ver-
pflichtung des Schiedsgerichts zur endgtiltigen Entscheidung tiber
die Kostentragung gemal Art 37 bleibt davon unberihrt.

(5) Wird ein weiterer Kostenvorschuss vom Generalsekretér fest-
gesetzt, ist analog den Bestimmungen der Abs 1 bis 4 dieses Artikels
vorzugehen. Bis zum Erlag des zusétzlichen Kostenvorschusses
sind die Anspriche, die zur Erh6hung oder zur Vorschreibung des
zusatzlichen Kostenvorschusses gefiihrt haben, im Schiedsverfahren
grundsatzlich nicht zu behandeln.

KOSTENVORSCHUSSE FUR WEITERE
VERFAHRENSKOSTEN

Artikel 43

(1) Halt das Schiedsgericht die Durchfiihrung von bestimmten, mit
Kosten verbundenen Verfahrensschritten, wie die Bestellung von
Sachversténdigen, Dolmetschern oder Ubersetzern, die wértliche
Aufzeichnung des Verhandlungsverlaufes, die Abhaltung eines
Lokalaugenscheines oder die Verlegung des Verhandlungsortes,
fir erforderlich, hat es fir die Deckung der voraussichtlichen
Kosten zu sorgen und den Generalsekretar dariiber zu informieren.
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(2) Das Schiedsgericht darf Verfahrensschritte gemaR Abs 1 dieses
Artikels erst vornehmen, wenn eine ausreichende Deckung fir die
voraussichtlichen Kosten vorhanden ist.

(3) Das Schiedsgericht entscheidet, welche Folgen sich aus der
Unterlassung des Erlags eines nach diesem Artikel vorgeschriebenen
Kostenvorschusses fiir das Verfahren ergeben.

(4) Alle Auftrage im Zusammenhang mit den in Abs 1 dieses Artikels
genannten Verfahrensschritten erteilt das Schiedsgericht im Namen
und auf Rechnung der Parteien.

ZUSAMMENSETZUNG UND BERECHNUNG DER
VERFAHRENSKOSTEN

Artikel 44

(1) Die Verfahrenskosten setzen sich aus folgenden Teilen zusammen:

1.1 den Verwaltungskosten des VIAC, den Honoraren der

Schiedsrichter zuziglich allfalliger Umsatzsteuer und den Aus-
lagen (wie zB Reise- und Aufenthaltskosten von Schiedsrichtern,
Kosten der Zustellung, Mieten, Protokollierungskosten); sowie

1.2 den Parteienkosten, das sind die angemessenen Aufwen-
dungen der Parteien fir ihre Vertretung; und

1.3 andere Auslagen im Zusammenhang mit dem Schiedsver-
fahren, insbesondere die in Art 43 Abs 1 genannten Kosten.

(2) Die Verwaltungskosten und die Schiedsrichterhonorare werden
vom Generalsekretar aufgrund des Streitwertes nach der Kosten-
tabelle (Anhang 3) berechnet und gemeinsam mit den Auslagen
(Abs 1 Z 1.1 dieses Artikels) am Ende des Verfahrens bestimmt.

Die Kosten und anderen Auslagen nach Abs 17 1.2 und 1.3 dieses
Artikels werden vom Schiedsgericht im Schiedsspruch bestimmt
und festgesetzt (Art 37).

(3) Der Generalsekretar kann den Streitwert abweichend von den
Angaben der Parteien festlegen, wenn die Parteien nur einen Teilbe-
trag einer Forderung eingeklagt haben oder wenn ein Begehren von
den Parteien erkennbar unterbewertet oder nicht bewertet wurde.

(4) Sind an einem Verfahren mehr als zwei Parteien beteiligt, erhéhen
sich die im Anhang 3 angegebenen Satze fur Verwaltungskosten
und Schiedsrichterhonorare fir jede zusatzliche Partei um

10%, hochstens jedoch um 50 %.
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(5) Fur Widerklagen und fiir die Einbeziehung einer Drittperson
mit Schiedsklage sind die Verwaltungskosten und Schiedsrichter-
honorare vom Generalsekretadr gesondert zu berechnen und von
den Parteien zu erlegen.

(6) Fur Forderungen, die im Wege der Aufrechnung gegen Klags-
anspriiche eingewendet werden, sind gesondert zu berechnende
Verwaltungskosten und Schiedsrichterhonorare zu erlegen,
soweit durch deren Behandlung ein erheblicher Mehraufwand
zu erwarten ist.

(7) Die in Anhang 3 angegebenen Satze fiir Schiedsrichterhonorare
sind die Honorare fiir Einzelschiedsrichter. Die Honorarsumme

fiir einen Schiedsrichtersenat betragt das Zweieinhalbfache des
Satzes fur den Einzelschiedsrichter. Der Generalsekretar kann das
Schiedsrichterhonorar um bis zu 30% bei besonderer Schwierigkeit
des Falls erhohen.

(8) Die in Anhang 3 angegebenen Satze vergiten auch alle

Teil- und Zwischenentscheidungen, wie zB Schiedsspriiche tiber
die Zustandigkeit, Teilschiedsspriiche, Entscheidungen liber die
Ablehnung von Sachverstandigen, Anordnung sichernder und
vorldufiger MaBnahmen, sonstige Entscheidungen einschlieflich
zusatzlicher Verfahrensschritte im Zuge eines Aufhebungs-
verfahrens und verfahrensleitende Verfiigungen.

(9) Herabsetzungen des Streitwertes sind bei der Berechnung der
Schiedsrichterhonorare und Verwaltungskosten nur zu bertick-
sichtigen, wenn sie vor Ubergabe der Unterlagen zum Fall an das
Schiedsgericht vorgenommen wurden.

(10) Bei vorzeitiger Beendigung des Verfahrens kann der General-
sekretédr die Schiedsrichterhonorare entsprechend dem Verfahrens-
stand nach freiem Ermessen ermaRigen.

(11) Auslagen werden nach dem tatsdchlichen Aufwand bestimmt.

(12) Die in Anhang 3 angegebenen Sitze enthalten keine Umsatz-
steuer, die moglicherweise auf die Schiedsrichterhonorare anfallt.
Die Schiedsrichter, deren Honorare Gegenstand von Umsatzsteuer
sind, haben dem Generalsekretar bei Amtsiibernahme die voraus-
sichtliche Hohe der Umsatzsteuer bekannt zu geben.
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SONSTIGE BESTIMMUNGEN

BESCHLEUNIGTES VERFAHREN
Artikel 45

(1) Die erganzenden Regeln (iber beschleunigte Verfahren sind
anwendbar, wenn die Parteien diese in die Schiedsvereinbarung
aufgenommen oder sich auf ihre Anwendung nachtraglich
geeinigt haben. Die Einigung der Parteien auf Durchfiihrung eines
beschleunigten Verfahrens ist bis zum Zeitpunkt der Einreichung
der Klagebeantwortung moglich.

(2) Soweit die Bestimmungen Uber beschleunigte Verfahren nichts
anderes vorsehen, kommen die allgemeinen Bestimmungen der
Wiener Regeln mit nachstehenden Abweichungen zur Anwendung:

(3) Die Frist furr die Erlegung von Kostenvorschiissen nach Art 42
betragt 15 Tage.

(4) Die Erhebung von Widerklagen und Gegenforderungen ist nur
bis zum Ende der Frist zur Einbringung der Klagebeantwortung
zuldssig.

(5) Beschleunigte Verfahren werden durch einen Einzelschieds-
richter gefiihrt, es sei denn, die Parteien haben die Fiihrung des
Verfahrens durch einen Schiedsrichtersenat vereinbart.

(6) Bei Fiihrung des Verfahrens durch einen Einzelschiedsrichter
haben die Parteien gemeinsam binnen 15 Tagen ab Zustellung
einer Aufforderung durch den Generalsekretar einen Einzelschieds-
richter zu benennen. Benennen die Parteien innerhalb dieser
Frist keine Person als Einzelschiedsrichter, wird dieser durch das
Prasidium bestellt.

(7) Ist das Verfahren durch einen Schiedsrichtersenat zu fiihren,
hat der Klager in der Klage einen Schiedsrichter zu benennen. Der
Beklagte hat binnen 15 Tagen ab Zustellung einer Aufforderung
durch den Generalsekretar einen Schiedsrichter zu benennen.
Die von den Parteien benannten Schiedsrichter haben binnen

15 Tagen ab Zustellung einer Aufforderung durch den General-
sekretar einen Vorsitzenden zu benennen. Wird ein Schiedsrichter
nicht rechtzeitig benannt, erfolgt die Bestellung des Schiedsrichters
durch das Prasidium.
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(8) Das Schiedsgericht muss, auRer im Fall einer vorzeitigen Be-
endigung des Verfahrens, binnen sechs Monaten ab Falliibergabe
einen Endschiedsspruch erlassen. Der Generalsekretar kann diese
Frist auf begriindeten Antrag des Schiedsgerichts oder von sich
aus verlangern, wenn er dies fir notwendig erachtet. Wird die
Frist zum Erlass eines Schiedsspruchs Gberschritten, flhrt dies
nicht zur Ungiiltigkeit der Schiedsvereinbarung oder zum Wegfall
der Zustdndigkeit des Schiedsgerichts.

(9) Das Verfahren ist vom Schiedsgericht so zu fihren, dass
innerhalb von sechs Monaten ab Ubergabe des Falls ein End-
schiedsspruch erlassen werden kann. Soweit das Schiedsgericht
nichts anderes bestimmt, kommen folgende Bestimmungen zur
Anwendung:

9.1 Nach Klage und Klagebeantwortung findet nur ein weiterer
Austausch von Schriftsatzen zwischen den Parteien statt.

9.2 Samtliches Tatsachenvorbringen wird in den Schriftsatzen
der Parteien erstattet und samtliche schriftliche Beweismittel
werden gemeinsam mit den Schriftsatzen vorgelegt.

9.3 Sofern dies von einer Partei beantragt oder vom Schieds-
gericht flr notwendig erachtet wird, findet nur eine miindliche
Verhandlung statt, in welcher samtliche Beweise aufgenommen
und samtliche Rechtsfragen erortert werden.

9.4 Nach der miindlichen Verhandlung werden keine weiteren
Schriftsatze eingebracht.

HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Artikel 46

Die Haftung der Schiedsrichter, des Generalsekretars, des Stellver-
treters des Generalsekretdrs, des Prasidiums und seiner Mitglieder
und der Wirtschaftskammer Osterreich und ihrer Beschéftigten fiir
jedwede Handlung oder Unterlassung im Zusammenhang mit dem
Schiedsverfahren ist, soweit gesetzlich zuldssig, ausgeschlossen.

UBERGANGSBESTIMMUNG
Artikel 47

Diese Fassung der Wiener Regeln gilt fur alle Verfahren, bei denen
die Klage nach dem 30. Juni 2013 eingebracht wurde.
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ANHANG



ANHANG 1
MUSTERKLAUSEL

Alle Streitigkeiten oder Anspriiche, die sich aus oder im Zusam-
menhang mit diesem Vertrag ergeben, einschlieBlich Streitigkeiten
Uber dessen Giiltigkeit, Verletzung, Auflésung oder Nichtigkeit,
werden nach der Schiedsordnung des Internationalen Schieds-
gerichts der Wirtschaftskammer Osterreich (Wiener Regeln) von
einem oder drei gemal diesen Regeln bestellten Schiedsrichtern
endglltig entschieden.

Mogliche ergdnzende Vereinbarungen:

(1) Die Regeln Uber das beschleunigte Verfahren sind
anzuwenden;

(2) die Anzahl der Schiedsrichter betragt ..............
(einer oder drei);

(3) esiist cuveurnnnneen materielles Recht anzuwenden;*)

(4) die im Schiedsverfahren zu verwendende Sprache ist ..............

*) Hiebei ist gegebenenfalls die Anwendbarkeit des UN-Ubereinkommens tiber
den Internationalen Warenkauf, 1980, zu beachten bzw. auszuschlieRen.
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ANHANG 2 )
GESCHAFTSORDNUNG DES PRASIDIUMS

(1) Die Sitzungen des Prasidiums werden vom Prasidenten
einberufen und von ihm oder von einem seiner Vizeprasidenten
geleitet.

(2) Das Prasidium ist beschlussfahig, wenn mehr als ein Drittel
seiner Mitglieder anwesend ist. Als Anwesenheit gilt auch die Teil-
nahme mittels Telefon- oder Videokonferenz sowie per Internet.

(3) Das Prasidium entscheidet mit einfacher Mehrheit der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters.

(4) Sind auch die beiden Vizeprasidenten verhindert, werden die
Aufgaben des Prasidenten durch das dienstélteste Prasidiums-
mitglied wahrgenommen. Andernfalls hat derjenige Vizeprasident
vorrangig die Aufgaben wahrzunehmen, der die ldngere Funktions-
periode als Prasidiumsmitglied hat.

(5) Mitglieder des Prasidiums diirfen bei den Erérterungen und
den Entscheidungen von Angelegenheiten eines von VIAC adminis-
trierten Verfahrens, an dem sie in irgendeiner Eigenschaft beteiligt
sind oder waren, weder anwesend sein noch mitwirken. Die Be-
schluRfahigkeit des Prasidiums wird dadurch nicht beeintrachtigt.

(6) Umlaufbeschliisse sind zuldssig. In diesem Fall Gbermittelt

der Prasident den Mitgliedern des Prasidiums einen schriftlichen
Beschlussvorschlag und setzt eine Frist zur schriftlichen Stimm-
abgabe. Art 2 und 3 dieses Anhangs sind sinngemaR anzuwenden.
Jedes Mitglied hat aber das Recht, tiber den Beschlussvorschlag
eine Sitzung zu verlangen.

(7) Das Prasidium ist nicht verpflichtet, seine Entscheidungen zu
begriinden.
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ANHANG 3
KOSTENTABELLE

Einschreibegebiihr EURO 1.500*

Verwaltungskosten?

Streitwert in EURO Tarif in EURO
von bis
0 100.000 1.500
100.001 200.000 3.000 + 1,875 % des 100.000 i.B.
200.001 500.000 4.875 +1,250 % des 200.000 u.B.
500.001 1.000.000 8.625 + 0,875 % des 500.000 u.B.
1.000.001 2.000.000 13.000 + 0,500 % des 1.000.000 i.B.
2.000.001 5.000.000 18.000 + 0,125 % des 2.000.000 i.B.
5.000.001 10.000.000 21.750 + 0,063 % des 5.000.000 ii.B.
iber 10.000.000 24.900 + 0,013 % des 10.000.000 4.B.
insgesamt max. 60.000 (24.900 + 35.100)

Honorare fiir Einzelschiedsrichter?3

Streitwert in EURO Tarif in EURO
von bis
0 100.000 6 %, mindestens 3.000

100.001 200.000 6.000 + 3,00 % des 100.000 u.B.
200.001 500.000 9.000 + 2,50 % des 200.000 a.B.
500.001 1.000.000 16.500 + 2,00 % des 500.000 u.B.
1.000.001 2.000.000 26.500 + 1,00 % des  1.000.000 u.B.
2.000.001 5.000.000 36.500 + 0,60 % des  2.000.000 .B.
5.000.001 10.000.000 54.500 + 0,40 % des  5.000.000 u.B.
10.000.001 20.000.000 74.500 + 0,20 % des 10.000.000 4.B.
20.000.001 100.000.000 94.500 + 0,10 % des 20.000.000 .B.
Gber 100.000.000 | 174.500 + 0,01 % des 100.000.000 i.B.

tsiehe Artikel 10 | % siehe Artikel 44 Abs 2 und 4 | 3 siehe Artikel 44 Abs 7
U.B. = Ubersteigender Betrag
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ANHANG 4
VIAC ALS ERNENNENDE STELLE

Wird VIAC als ernennende Stelle angerufen, hat der Antragsteller
eine nicht riickzahlbare Geblhr in Hohe von EUR 2.000 pro Antrag
zu entrichten. Der Antrag wird erst nach erfolgter Bezahlung
bearbeitet.
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ANHANG 5
MEDIATIONSORDNUNG

EINFUHRENDE BESTIMMUNGEN
Artikel 1

(1) Die Mediationsordnung des VIAC (im folgenden ,Wiener
Mediationsregeln) findet in der bei der Einleitung des Verfahrens
geltenden Fassung Anwendung, wenn die Parteien vor oder
nachdem eine Streitigkeit entstanden ist, die Durchfiihrung eines
Verfahrens nach den Wiener Mediationsregeln vereinbaren.

(2) Die Wiener Mediationsregeln kdnnen in allen Punkten durch
schriftliche Vereinbarung aller Parteien abgeandert werden. Nach
Bestellung des Mediators bedarf jede Anderung auch dessen
Zustimmung.

(3) Das Prasidium kann die Durchfiihrung eines Verfahrens nach
den Wiener Mediationsregeln ablehnen, wenn Vereinbarungen
getroffen wurden, die mit den Wiener Mediationsregeln inkom-
patibel sind.

DEFINITIONEN
Artikel 2

(1) Die Wiener Mediationsregeln verstehen unter

1.1 Verfahren eine Mediation, eine andere von den Parteien
gewahlte alternative Streitbeilegungsmethode oder eine Kombi-
nation solcher Streitbeilegungsmethoden, die durch einen
Mediator unterstiitzt und nach den Wiener Mediationsregeln
durchgefiihrt wird;

1.2 Mediator einen oder mehrere unparteiliche Dritte, die die
Parteien bei der Streitbeilegung unterstiitzen;

1.3 Partei eine oder mehrere Parteien, die die Durchfiihrung
eines Verfahrens nach den Wiener Mediationsregeln vereinbaren.

(2) Soweit sich die in den Wiener Mediationsregeln verwendeten
Bezeichnungen auf natiirliche Personen beziehen, gilt die gewdhlte
Form fir beide Geschlechter.
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EINLEITUNG DES VERFAHRENS
Artikel 3

(1) Beabsichtigt eine Partei ein Verfahren nach den Wiener
Mediationsregeln einzuleiten, muss die Partei einen schriftlichen
Antrag beim Sekretariat einreichen. Das Verfahren gilt an dem Tag
als eingeleitet, an dem der Antrag beim Sekretariat eingegangen
ist, wenn bereits eine Vereinbarung der Parteien zur Durchfihrung
eines Verfahrens nach den Wiener Mediationsregeln besteht.
Besteht keine solche Vereinbarung, so gilt das Verfahren an dem
Tag als eingeleitet, an dem die Vereinbarung von den Parteien
nachtraglich getroffen wurde.

(2) Fur jede Partei, die den Antrag nicht gestellt hat, sowie fiir
jeden Mediator und das Sekretariat ist je eine Ausfertigung des
Antrags samt Beilagen einzureichen.

(3) Der Antrag hat Folgendes zu enthalten:

3.1 den vollstandigen Namen der Parteien samt Anschrift und
Kontaktdaten;

3.2 eine kurze Darstellung des Sachverhalts und der Streitigkeit;
3.3 den Streitwert;

3.4 den vollstandigen Namen des benannten Mediators samt
Anschrift und Kontaktdaten, oder Eigenschaften, die ein zu
bestellender Mediator aufweisen soll;

3.5 Angaben Uber die oder Vorschlage zu einer Vereinbarung
der Parteien Uber die Durchfiihrung eines Verfahrens nach den
Wiener Mediationsregeln, insbesondere

i. Uber die Anzahl der Mediatoren;
ii. tber die im Verfahren zu verwendende(n) Sprache(n).

(4) Der Generalsekretér bestatigt den Erhalt des Antrags und stellt
diesen der anderen Partei gemeinsam mit der Aufforderung zur
Stellungnahme binnen einer vom Generalsekretar festzusetzenden
Frist zu, sofern der Antrag nicht von allen Parteien gemeinsam
gestellt wurde.
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EINSCHREIBEGEBUHR
Artikel 4

(1) Mit Einreichung des Antrags ist eine Einschreibegebiihr in der
gemal Anhang 3 Wiener Regeln bestimmten Hohe spesenfrei zu
zahlen, wenn bereits eine Vereinbarung der Parteien Uber die
Durchflihrung eines Verfahrens nach den Wiener Mediationsregeln
besteht. Besteht noch keine Vereinbarung, ist die Einschreibegebihr
erst mit dem Abschluss einer solchen zu zahlen.

(2) Die Einschreibegebiihr wird nicht zurlckerstattet. Die Einschreibe-
gebiihr wird nicht auf den Kostenvorschuss der erlegenden Partei
angerechnet.

(3) Wurde oder wird unmittelbar vor, wéahrend oder nach einem
Verfahren nach den Wiener Mediationsregeln ein Schiedsverfahren
nach den Wiener Regeln zwischen denselben Parteien tiber
denselben Verfahrensgegenstand eingeleitet, fallt keine weitere
Einschreibegeblhr im zweiten Verfahren an.

(4) Die Frist zur Zahlung der Einschreibegebiihr kann vom General-
sekretar angemessen verlangert werden. Wird die Zahlung nicht
fristgerecht geleistet, kann der Generalsekretér das Verfahren
nach den Wiener Mediationsregeln fir beendet erklaren.

ORT DER SITZUNGEN
Artikel 5

Der Mediator bestimmt unabhéngig von einem vorangegangenen
oder parallelen Schiedsverfahren den Ort der Sitzungen in
Abstimmung mit den Parteien und unter Beriicksichtigung aller
Umstdnde. Der Mediator kann fiir jede Sitzung einen gesonderten
Ort festlegen, wenn er dies flir angemessen halt.

SPRACHE DES VERFAHRENS
Artikel 6

Der Mediator bestimmt unverziiglich nach Ubergabe der
Unterlagen zum Fall (Art 9 Abs 1) die Sprache(n) des Verfahrens
nach Riicksprache mit den Parteien und unter Berticksichtigung
aller Umstéande.
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BESTELLUNG DES MEDIATORS
Artikel 7

(1) Haben sich die Parteien nicht bereits auf einen Mediator oder
einen Bestellungsmodus geeinigt, werden sie vom Generalsekretar
aufgefordert, innerhalb einer von ihm festgesetzten Frist
gemeinsam einen Mediator zu benennen und dessen Namen
samt Anschrift und Kontaktdaten bekanntzugeben.

(2) Das Sekretariat kann die Parteien bei der gemeinsamen
Benennung des Mediators insbesondere dadurch unterstitzen,
dass es den Parteien einen oder mehrere Mediatoren bekanntgibt,
aus deren Kreis die Parteien gemeinsam einen oder mehrere
wahlen konnen. Kommt keine gemeinsame Benennung zustande,
bestellt das Prasidium den Mediator. Dabei bericksichtigt es nach
Moglichkeit die Vorschldge der Parteien hinsichtlich der Eigenschaften
des Mediators.

(3) Vor der Bestellung des Mediators durch das Prasidium oder der
Bestatigung des benannten Mediators holt der Generalsekretar
eine Erklarung tber (i) seine Unparteilichkeit und Unabhéangigkeit,
(ii) seine Verfligbarkeit, (iii) die Annahme des Amtes sowie (iv) die
Unterwerfung unter die Wiener Mediationsregeln ein. Der Mediator
hat schriftlich alle Umstande offenzulegen, die Zweifel an seiner
Unabhangigkeit oder Unparteilichkeit wecken kénnen oder der
Parteienvereinbarung widersprechen. Diese Verpflichtung des
Mediators bleibt wahrend des gesamten Verfahrens nach den
Wiener Mediationsregeln aufrecht. Der Generalsekretar leitet eine
Kopie dieser Erklarungen an die Parteien zur Stellungnahme weiter.

(4) Wenn keine Zweifel an der Unparteilichkeit, Unabhangigkeit
und der Befdhigung des Mediators zur ordnungsgemaRen
Erflllung seines Amtes bestehen, bestellt das Prasidium den
Mediator oder bestatigt der Generalsekretdr den benannten
Mediator. Wenn der Generalsekretar dies fiir erforderlich halt,
entscheidet das Prasidium Uber die Bestatigung des benannten
Mediators. Mit der Bestatigung ist der benannte Mediator bestellt.

(5) Wird die Bestatigung eines Mediators abgelehnt oder wird
der Austausch eines Mediators notwendig, ist gemaR Abs 1 bis 4
vorzugehen.
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KOSTENVORSCHUSS UND KOSTEN
Artikel 8

(1) Der Generalsekretir setzt den ersten Teil des Kostenvorschusses
furr die voraussichtlichen Verwaltungskosten des VIAC, eine Anzahlung
auf das Honorar des Mediators (zuzlglich allfalliger Umsatzsteuer)
und die zu erwartenden Auslagen (wie z. B. Reise- und Aufenthalts-
kosten des Mediators, Kosten der Zustellung, Mieten etc.) fest.
Dieser ist von den Parteien vor Ubergabe der Unterlagen zum Fall
an den Mediator binnen einer vom Generalsekretar bestimmten
Frist zu erlegen.

(2) Nach Ubergabe der Unterlagen schatzt der Mediator die
voraussichtliche Dauer des Verfahrens nach den Wiener Mediations-
regeln sowie seine Auslagen. Daraufhin setzt der Generalsekretar
soweit notwendig den zweiten Teil des Kostenvorschusses fest, der
von den Parteien vor der ersten Mediationssitzung zu erlegen ist.

(3) Ist abzusehen, dass das Verfahren nicht in der vorgesehenen
Zeit abgeschlossen werden kann, informiert der Mediator
unverziglich den Generalsekretdr, der daraufhin einen weiteren
Kostenvorschuss in der erforderlichen Héhe vorschreibt.

(4) Die Kostenvorschiisse werden von den Parteien zu gleichen
Teilen getragen, es sei denn, die Parteien haben schriftlich anderes
vereinbart. Langt der auf eine Partei entfallende Anteil nicht oder
nicht vollstandig innerhalb der gesetzten Frist ein, teilt der
Generalsekretar dies der anderen Partei mit. Dieser steht es

frei, den ausstehenden Kostenvorschuss zu bezahlen. Wird eine
Zahlung nicht fristgerecht geleistet, kann der Generalsekretar das
Verfahren aussetzen oder fiir beendet erklaren.

(5) Nach Beendigung des Verfahrens werden die Verwaltungskosten
sowie das Honorar des Mediators vom Generalsekretdr berechnet
und gemeinsam mit den Auslagen bestimmt.

(6) Die Verwaltungskosten werden aufgrund des Streitwertes
nach der Kostentabelle (Anhang 3 der Wiener Regeln) berechnet.
Sie betragen die Halfte des dort fiir Schiedsverfahren festgesetzten
Betrages. Der Generalsekretdr kann den Streitwert abweichend
von den Angaben der Parteien festlegen, wenn eine Streitsache
von den Parteien erkennbar unrichtig oder nicht bewertet wurde.

(7) Die Auslagen werden nach dem tatsachlichen Aufwand
bestimmt.
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(8) Die Hohe des Honorars des Mediators berechnet sich nach
dem tatsdchlichen Zeitaufwand auf Basis eines Stunden- bzw.
Tagsatzes. Diesen Satz setzt der Generalsekretdr zum Zeitpunkt
der Bestellung oder der Bestatigung fest nach Konsultation des
Mediators und der Parteien. Dabei beriicksichtigt er auch die
Angemessenheit des Honorars sowie die Komplexitat der
Streitigkeit. Darliber hinausgehende Honorarvereinbarungen
zwischen den Parteien und dem Mediator sind unzulassig.

(9) Die sonstigen eigenen Kosten einer Partei, insbesondere die
Vertretungskosten, sind von dieser selbst zu tragen, es sei denn,
die Parteien haben schriftlich anderes vereinbart.

(10) Wurde oder wird unmittelbar vor, wahrend oder nach einem
Verfahren nach den Wiener Mediationsregeln ein Schiedsverfahren
nach den Wiener Regeln zwischen denselben Parteien tiber
denselben Verfahrensgegenstand eingeleitet, werden die
Verwaltungskosten des ersten Verfahrens auf die Verwaltungskosten
des zweiten Verfahrens angerechnet.

(11) Wird nach Beendigung eines Verfahrens nach den Wiener
Mediationsregeln ein Schiedsverfahren nach den Wiener Regeln
zwischen denselben Parteien und iber denselben Verfahrensgegen-
stand eingeleitet, kann der Generalsekretar bei der Berechnung
des Schiedsrichterhonorars sinngemaR nach Art 44 Abs 10 Wiener
Regeln vorgehen.

DURCHFUHRUNG DES VERFAHRENS
Artikel 9

(1) Der Generalsekretér tibergibt den Fall an den Mediator, wenn

— ein Art 3 entsprechender Antrag vorliegt;

— der Mediator bestellt ist; und

— der erste Teil des Kostenvorschusses gemaR Art 8 Abs 1
vollstandig bezahlt ist.

(2) Der Mediator hat die Art und Weise der Durchfiihrung des
Verfahrens nach den Wiener Mediationsregeln mit den Parteien
so schnell wie moglich zu erdrtern. Er hilft den Parteien, eine
annehmbare und zufriedenstellende Losung ihrer Streitigkeit zu
finden. Die Durchfiihrung des Verfahrens unterliegt der Kontrolle
des Mediators, der sich jedoch von den Wiinschen der Parteien
leiten zu lassen hat, wenn diese libereinstimmen und mit dem
Zweck des Verfahrens vereinbar sind.
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(3) Das Verfahren nach den Wiener Mediationsregeln kann
personlich oder virtuell durchgefiihrt werden. Die Parteien kénnen
ihr Mediationsteam frei zusammenstellen. Der Mediator kann

in diesem Zusammenhang Hilfestellung leisten. Jede Partei muss
bei jeder Sitzung mit dem Mediator durch eine ordnungsgemaR
beauftragte und bevollméachtigte Person vertreten sein, die auch
zum Abschluss eines Vergleichs bevollméachtigt ist.

(4) Die Parteien haben wiahrend des gesamten Verfahrens gewissen-
haft, fair und respektvoll zu handeln. Jede Partei ist verpflichtet,
zumindest an einer Sitzung mit dem Mediator teilzunehmen, es sei
denn, das Verfahren wird nach Art 11 Abs 1 Z 1.5 vorzeitig beendet.

(5) Die Sitzungen mit dem Mediator sind nicht 6ffentlich. Es dirfen
daran nur teilnehmen:

— der Mediator,

— die Parteien und

— jene Personen, welche dem Mediator und der anderen
Partei von einer Partei zeitgerecht vor der jeweiligen Sitzung
bekanntgegeben wurden und die sich schriftlich zur
Verschwiegenheit gemaR Artikel 12 verpflichtet haben.

(6) Der Mediator darf, wenn er es fiir angemessen hélt, mit einer
Partei in Abwesenheit der anderen Partei Einzelgesprache fiihren
(caucus). Der Mediator hat das, was ihm eine Partei in Abwesenheit
der anderen mitgeteilt hat, geheim zu halten, es sei denn, die
mitteilende Partei hat ausdricklich auf diese Geheimhaltung
gegenliber der anderen Partei verzichtet und der Mediator stimmt
zu, diese Information weiterzugeben.

PARALLELVERFAHREN
Artikel 10

Es ist ungeachtet der Durchfiihrung eines Verfahrens nach den
Wiener Mediationsregeln zuldssig, dass eine Partei ein gerichtliches,
schiedsgerichtliches oder sonstiges Verfahren in Bezug auf den
Streitfall einleitet oder ein bereits anhangiges Verfahren fortfiihrt.

VERFAHRENSBEENDIGUNG
Artikel 11

(1) Das Verfahren nach den Wiener Mediationsregeln wird durch
schriftliche Bestatigung des Generalsekretars an die Parteien nach
Eintritt eines der folgenden Umstdnde beendet, wobei der zeitlich
friheste maRgeblich ist:
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1.1 eine Vereinbarung der Parteien, die Streitigkeit als Ganzes
beizulegen;

1.2 die schriftliche Mitteilung einer Partei an den Mediator
oder den Generalsekretar, dass sie das Verfahren nicht weiter
fortflihren moéchte, sofern zuvor mindestens eine Mediations-
sitzung oder innerhalb von zwei Monaten ab Bestellung des
Mediators keine Mediationssitzung stattgefunden hat oder eine
allenfalls vereinbarte Durchfiihrungsfrist abgelaufen ist;

1.3 die schriftliche Mitteilung des Mediators an die Parteien,
dass das Verfahren seiner Meinung nach die Streitigkeit zwischen
den Parteien nicht beilegen wird;

1.4 die schriftliche Mitteilung des Mediators an die Parteien,
dass das Verfahren abgeschlossen ist;

1.5 die schriftliche Mitteilung des Generalsekretars, dass

i. die Bestellung des Mediators gemafR Art 7 Abs 1 bis 4
nicht zustande gekommen ist;
ii. eine Zahlung nicht fristgerecht geleistet wurde.

(2) Das Verfahren kann auch teilweise beendet werden, wenn
einer der in Abs 1 genannten Umstande nur auf einen Teil der
Streitigkeit zutrifft.

(3) In den Féllen der Abs 1 Z 1.1 bis 1.4 und Abs 2 informiert der
Mediator den Generalsekretar unverzuglich Gber die Umstdande
der Beendigung.

VERSCHWIEGENHEITSPFLICHT,
BEWEIS- UND VERTRETUNGSVERBOT

Artikel 12

(1) Die Personen nach Art 9 Abs 5 sind zur Verschwiegenheit
daruber verpflichtet, was ihnen durch bzw in Zusammenhang mit
dem Verfahren nach den Wiener Mediationsregeln bekannt
geworden ist und ohne das Verfahren nicht bekannt geworden waére.
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(2) In einem nachfolgenden gerichtlichen, schiedsgerichtlichen
oder anderen Verfahren dirfen Schriftstiicke, die in einem gemal
den Wiener Mediationsregeln durchgefiihrten Verfahren erlangt
wurden und sonst nicht erlangt worden wéren, nicht verwendet
werden. Vertraulich bleiben in diesem Zusammenhang auch
Aussagen, Ansichten, Vorschldge und Zugestandnisse sowie die
Bereitschaft einer Partei, die Streitigkeit gutlich beilegen zu wollen.
Dazu darf der Mediator nicht als Zeuge beantragt werden.

(3) Die Verpflichtungen nach Abs 1 und 2 gelten nicht, wenn das
auf diese Verfahren anwendbare Recht zwingend etwas anderes
vorsieht oder dies zur Umsetzung oder Vollstreckung einer diese
Verfahren beendenden Vereinbarung erforderlich ist.

(4) Nicht vertraulich ist die Tatsache, dass das Verfahren nach den
Wiener Mediationsregeln stattfindet, stattgefunden hat oder
stattfinden wird.

(5) Der Mediator darf die Parteien im Hinblick auf die Streitigkeit,
die Gegenstand des Verfahrens nach den Wiener Mediationsregeln
ist oder war, nicht anwaltlich oder auf andere Art und Weise in
einem gerichtlichen, schiedsgerichtlichen oder anderen Verfahren
vertreten oder beraten.

HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Artikel 13

Die Haftung des Mediators, des Generalsekretars, des Stellvertreters
des Generalsekretdrs, des Prasidiums und seiner Mitglieder sowie
der Wirtschaftskammer Osterreich und ihrer Beschéftigten fiir
jedwede Handlung oder Unterlassung im Zusammenhang mit dem
Verfahren nach den Wiener Mediationsregeln ist, soweit gesetzlich
zuldssig, ausgeschlossen.

UBERGANGSBESTIMMUNG
Artikel 14

(1) Die Mediationsordnung, die mit 1.1.2016 in Kraft tritt, gilt fur
alle Verfahren, die nach dem 31.12.2015 eingeleitet werden.

(2) Wenn die Parteien vor In-Kraft-Treten der Mediationsordnung
die Anwendung der Schlichtungsordnung vereinbart haben, gilt die
Mediationsordnung, es sei denn, eine Partei spricht sich schriftlich
dagegen aus. In diesem Fall kommt die Schlichtungsordnung zur
Anwendung.

50 | Wiener Mediationsregeln 2016



Wiener Mediationsregeln 2016 | 51



Internationales Schiedsgericht der
Wirtschaftskammer Osterreich (VIAC)
Wiedner Hauptstrae 63, 1045 Wien, Osterreich

T +43 (0)5 90 900 4398

F +43 (0)590 900 216
E office@viac.eu

www.viac.eu




	Das Viac
	Das Präsidium
	Internationaler Beirat
	Der Generalsekretär und das Sekretariat
	Korrespondenzsprachen
	definitionen
	Schiedsklage
	Klagebeantwortung
	Widerklage
	Einschreibegebühr
	Fallübergabe
	Fristen, Zustellungen und Mitteilungen
	Bevollmächtigte
	Einbeziehung Dritter
	Verbindung von Schiedsverfahren
Artikel 15
	Die Schiedsrichter
	Bildung des Schiedsgerichts
	Bildung des Schiedsgerichts im 
Mehrparteienverfahren
	Bestätigung der Benennung 
	Ablehnung von Schiedsrichtern 
	Vorzeitige Beendigung des Schiedsrichteramtes 
	Folgen der vorzeitigen Beendigung 
	des Schiedsrichteramtes 
	Ablehnung von Sachverständigen

